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Am 8. Juni verständigten sich die EU-Innenminister:innen auf eine „Reform“ des Gemeinsamen
Europäischen Asylrechts (GEAS). Faktisch stellt sie eine Abschaffung des ohnedies schon massiv
eingeschränkten Asylrechts für Hunderttausende Geflüchtete dar. Ohnehin ist der Status einer
geflüchteten Person längst äußerst prekär. So sind Geflüchtete der Hetze bürgerlicher Medien sowie
rechter Gewalt ausgesetzt und haben in der Regel weder das Recht zu arbeiten noch, ihren Wohnort
zu wählen.

Und auch das nur, wenn sie den tödlichsten Fluchtweg der Welt, das Mittelmeer mit seiner Festung
Europa, überleben. Keine Woche nach dem Beschluss nahm die rassistische Außenpolitik der EU
500 – 600 weitere Tote in Kauf, als ein überfülltes Fischerboot vor der Küste Griechenlands
kenterte. Laut Aussagen von Geflüchteten aufgrund der griechischen Küstenwache, welche im
Rahmen eines Pushbacks das Boot aus dem Gleichgewicht brachte.

Der Beschluss der Innenminister:innen stellt einen weiteren massiven rassistischen Angriff dar.
Bevor er in Kraft tritt, muss er noch durch die gesetzgebenden Institutionen – EU-Kommission, -Rat
und -Parlament. Eine Verteidigung des Asylrechts ist von diesen nicht zu erwarten, zumal die
Regierungen der EU-Staaten wie auch alle größeren Fraktionen des EU-Parlaments in den Beschluss
der Innenministerkonferenz eingebunden waren.

Aber die Verhandlungen und Beratungen der EU-Organe können und müssen noch genutzt werden,
um eine Bewegung zur Verhinderung der „Reform“ und zum Kampf für ein uneingeschränktes
Asylrecht auzubauen.

Was haben die Innenminister:innen beschlossen?

Die Reform, welche von der Bundesregierung als „politischer Durchbruch” gesehen wird, bedeutet
eine quasi Abschaffung des geltenden Asylrechts. Sie sieht unter anderem die Nutzung von großen
Asylzentren an den EU-Außengrenzen mit Einschränkung der Bewegungsfreiheit – praktisch
Gefängnisse für Antragssteller:innen auf Asyl – vor. In diesen sollen Geflüchtete, worunter ebenfalls
Familien mit Kindern zählen, bis zu drei Monate lang eingesperrt, jedoch möglichst schnell wieder
abgeschoben werden.

Insbesondere,  wenn es sich um Menschen aus sogenannten „sicheren Herkunftsstaaten” handelt
oder aus Staaten, aus denen Antragssteller:innen in der Vergangenheit mit einer ziemlich geringen
Wahrscheinlichkeit Erfolg auf Asyl hatten (darunter fallen z. B. die Türkei, Indien oder Tunesien).
Sollte eine Abschiebung in das Herkunftsland nicht möglich sein (zum Beispiel, weil dort Krieg
herrscht), so ist jetzt auch eine in ein „sicheres Drittland” möglich, welches auf dem Fluchtweg
passiert worden ist oder auf andere Weise (wie entfernte Verwandtschaft) mit der geflüchteten
Person assoziiert wird.

An den Außengrenzen inhaftierte Geflüchtete werden registriert und möglichst gründlich
identifiziert. Die entsprechenden Daten, darunter neben biometrischen Fingerabdrücken auch
Gesichtsfotos, sollen in einer EU-Datenbank gesichert und von Asyl- und Strafverfolgungsbehörden
aller EU-Staaten abgerufen werden können, damit sogenannte „Sekundärmigration”, d. h. die
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Chance auf Asyl in einem anderen Land der EU (mit möglicherweise menschengerechteren
Lebensgrundlagen), verhindert wird. Ein Recht auf Asylberatung oder rechtlichen Beistand wird den
Menschen dabei nicht gewährt.

Widerstand in Basis von SPD und Grünen?

Während die SPD-Bundestagsfraktion 2020 noch Horst Seehofer kritisierte und die EU-
Asylrechtsreform mitsamt „Massenlager[n] an der EU-Außengrenze” und einem „abgeschwächten
Asylverfahren” ablehnte, sieht es heute ganz anders aus, von den Grünen ganz zu schweigen.
Wieder einmal beweisen beide Parteien mit ihrer Zustimmung, dass ihnen die imperialistischen
Interessen der EU, insbesondere Deutschlands, wichtiger sind als Menschenleben. Zwar sprachen
sich 24 Abgeordnete der SPD und der Grünen aus dem Bundestag sowie eine Handvoll aus
Landtagen gegen die aktuelle Fassung der Asylreform aus, tragen die Politik aber faktisch mit.
Überhaupt fällt die parteiinterne Kritik sehr schwach aus, auch wenn die Berichterstattung mancher
bürgerlichen Medien das anders sieht. Von grünen Kritiker:innen der Parteispitze fallen Aussagen
wie, dass die Verhandlungssituation „sicherlich schwierig” sei und man sich sicher sei, dass doch
trotzdem irgendwie für die richtige Politik gekämpft werde. Erik Marquardt, ein Mitglied der
Grünen, welcher dafür bekannt ist, sich für die Rechte von Geflüchteten einsetzen zu wollen, spricht
trotzdem von „Vertrauen in die Bundesregierung”, und dass eben alle Menschen Fehler machen.
Dass es sich hier jedoch nicht um einen alltäglichen menschlichen Fehler handelt, sondern um die
systematische Vertretung der Politik des Kapitals, wird von den parteiinternen Kritiker:innen
verkannt.

Im Bundestag lehnte nur die Linkspartei die Reform grundlegend als Angriff auf die Menschenrechte
ab. Während SPD, FPD und auch die Grünen die faktische Aushebelung des Asylrechts als
„geringeres Übel“ (für wen???) verteidigten, bezeichnen CDU und CSU die Verschärfungen als
„guten Schritt“, dem weitere folgen müssten. Damit will sich die AfD erst gar nicht aufhalten. Für
sie stellt selbst dieser rassistische Hammer eine „bloße Alibiveranstaltung“ dar, denn noch immer
könnten Geflüchtete aus einzelnen Ländern wie Afghanistan und Syrien Asyl erhalten. Auch wenn
die AfD-Forderungen im EU-Parlament keine große Rolle spielen werden, so verweisen sie darauf,
dass längst nicht das Ende der rassistischen Fahnenstange erreicht ist, selbst wenn die „Reform“
angenommen wird.

Widerstand ist nötig!

Auch wenn von den EU-Institutionen nichts zu erwarten ist, so können und müssen die Beratungen
und Verhandlungen der kommenden Monate genutzt werden, um eine Bewegung zur Verhinderung
der „Reform“ und zum Kampf für ein uneingeschränktes Asylrecht aufzubauen.

Der Protest gegen den rassistischen Angriff darf nicht weiter auf Petitionen und Kundgebungen von
Menschenrechtsorganisationen, von NGOs und antirassistischen Initiativen beschränkt sein wie
beim bundesweiten Protesttag am 15. Juni.

Wir brauchen eine Massenbewegungen, von antirassistischen,  Migrant:innenorganisationen,
Gewerkschaften, der Linkspartei. Die Abgeordneten, die sich im Parlament gegen die rassistischen
Maßnahmen ausgesprochen haben, müssen eine solche Mobilisierung unterstützen – und zwar nicht
nur EU-weit!

Was braucht es stattdessen?

Statt Internierungslagern an den Außengrenzen, Toten im Mittelmeer und einer insgesamt
menschenverachtenden EU-Außenpolitik braucht es eine menschenwürdige Alternative in der Hand



von Arbeiter:innen, Geflüchteten und anderen unterdrückten Menschengruppen und deshalb
fordern wir:

• Volles Asylrecht für alle Geflüchtete! Nein zu allen Einreise- und Aufenthaltsbeschränkungen
sowie Abschiebungen! Für offene Grenzen!

• Ein Recht auf Arbeit und freie Wahl des Wohnortes und staatliche Unterstützung für Geflüchtete,
solange sie keine Arbeit gefunden haben!

• Gleicher Lohn und gleiche demokratische Rechte, unabhängig von Hautfarbe, Nationalität,
Religion oder Staatsangehörigkeit!

• Volle Staatsbürger:innenrechte für alle, die in Deutschland leben, inklusive des passiven und
aktiven Wahlrechts!

• Statt des Europas der Imperialist:innen ein Europa des Widerstands, der Unterdrückten und
Ausgebeuteten! Für die Vereinigten Sozialistischen Staaten Europas!


